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Für PDL:  
Führung leben – kompetent und wirksam
19. Mai 2014 in Dortmund
5. Juni 2014 in Leipzig

Für QMB:  
Qualität 2014 – das müssen Sie wissen 
20. Mai 2014 in Dortmund
4. Juni 2014 in Berlin

Für PDL und QMB:  
Kernprozesse gestalten – steuern – sichern
12. Mai 2014 in Nürnberg
27. Mai 2014 in Hannover

3 Themen an je zwei Orten 

+++ Speziell für PDL und QMB +++ 

Gute Laune – 

gut gelernt!

VON HENNING SAUER 

Halle // Nach dem mit dem Pflege-
Neuausrichtungsgesetz (PNG) ein-
geführten § 38a SGB XI können Pfle-
gebedürftige in ambulant betreuten 
Wohngruppen einen pauschalen 
Zuschlag in Höhe von 200 Euro mo-
natlich von der Pflegekasse erhalten. 
Seither kürzen immer mehr Sozial-
hilfeträger ihre Leistungen um die-
sen Betrag. Nicht immer zu Recht, wie 
ein Beschluss des Sozialgerichts (SG)  
Halle/Saale vom 6. März 2014 (Az.:  
S 24 SO 223/13 ER) zeigt. 

Der Fall: Die Betreuung des Be-
troffenen wird in der Wohngemein-
schaft vom Anbieter des betreu-
ten Wohnens sichergestellt. Dieser 
Anbieter der Eingliederungshilfe 
koordiniert die Inanspruchnahme 
des Pflegedienstes, der täglich 18 
bis 20 Stunden präsent ist, und alle 
weiteren Dienste. Hierfür ist ein 
Mitarbeiter wöchentlich insgesamt 
10 Stunden präsent, und es ist eine 
Vergütung in Höhe von monatlich 
200 Euro vereinbart. Der Bewohner 
erhält Leistungen der Pflegeversi-
cherung einschließlich des Wohn-

gruppenzuschlags, Leistungen der 
Eingliederungshilfe und ergänzen-
de Sachleistungen des Sozialhilfe-
trägers im Rahmen der Hilfe zur 
Pflege zur Deckung des grundpflege-
rischen sowie hauswirtschaftlichen 
Bedarfs für die Inanspruchnahme 
einer besonderen Pflegekraft. Der 
Sozialhilfeträger rechnete die 200 
Euro Wohngruppenzuschlag auf sei-
ne Leistungen an und kürzte dem 
Pflegedienst die monatlichen Rech-
nungen. Der Pflegedienst stellte die 
Differenz dem Pflegebedürftigen in 
Rechnung. 

Die Entscheidung: Die Kürzung 
erfolgte zu Unrecht, wie das SG Hal-
le entschied. Der Wohngruppenzu-
schlag sei weder eine gleichartige 
Leistung, noch sei sie wegen des 
Nachranggrundsatzes der Sozialhil-
fe auf die Pflegesachleistung anzu-
rechnen. Er diene der Finanzierung 
einer in der Wohngruppe erforder-
lichen Präsenzkraft, die verwalten-
de Tätigkeiten wahrnimmt. Da die 
verwaltende Tätigkeit nicht durch 
den Pflegedienst, sondern durch die 
Präsenzkraft des Wohnanbieters 
erbracht wird, ist ein Teil der vom 

Pflegedienst erbrachten Leistungen 
tatsächlich nicht vergütet, wenn 
der Antragsgegner die Rechnungen 
des Pflegedienstes um den Wohn-
gruppenzuschlag kürzt. Dafür gebe 
es keine Grundlage. Es sei auch nicht 
Sache des Sozialhilfeträgers, darü-
ber zu entscheiden, wer die erforder-
lichen verwaltenden Tätigkeiten für 
die Wohngruppe erbringt. Da die Be-

wohner der WG die Pflegesachleis-
tung in vollem Umfang durch den 
beauftragten Pflegedienst erhalten, 
scheidet auch eine Anrechnung des 
Wohngruppenzuschlags auf die 
Pflegesachleistung aus. 

Auch wenn die Entscheidung 
des SG Halle einen Fall der Ein-
gliederungshilfe betraf, ist sie auf 
vergleichbare Konstellationen der 
ambulanten Pflege übertragbar. 
Wenn eine Präsenzkraft zusätzli-
che Aufgaben übernimmt, die erst 
durch die besondere Wohnform ent-
stehen, handelt es sich um andere 
Leistungen als die vom Pflegedienst 
erbrachten Pflegeleistungen. Soweit 
hierfür zusätzliche Kosten entste-
hen, die durch den Zuschlag nach 
§ 38a SGB XI noch nicht abgedeckt 
sind, hat der Sozialhilfeträger auch 
diese zu übernehmen. Entstehen 
den Pflegebedürftigen für die Prä-
senzkraft jedoch keine zusätzlichen 
Kosten oder ist die Betreuung und 
Verwaltung bereits durch den Pfle-
gedienst abgedeckt und abgegolten, 
dürfte der Fall anders zu entschei-
den sein.
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für die Sozialwirtschaft Iffland 
Wischnewski Rechtsanwälte in 
Darmstadt. E-Mail: info@iffland-
wischnewski.de, Internet: www.
iffland-wischnewski.de

Wohngruppenzuschlag (I)

Keine Entlastung für den Sozialhilfeträger 
Als erstes Sozialgericht bundesweit hat das Sozialgericht 
Halle (Saale) entschieden, dass pflegebedürftigen Bewoh-
nern von Wohngemeinschaften der Wohngruppenzu-
schlag nicht auf ihre Ansprüche auf Hilfe zur Pflege an-
gerechnet werden darf. 

Wohngruppenzuschlag (II)

Auch ein Familienverbund hat Anspruch 
Essen // Eine Ohrfeige vom Sozial-
gericht Münster erhielt der GKV-
Spitzenverband für seine familien-
feindliche Rechtsauffassung zum 
Wohngruppenzuschlag: Die An-
sicht, dass zusammenlebende Fa-
milienangehörige keinen Anspruch 
auf diese Leistung hätten, sei recht-
lich unhaltbar und mit dem Grund-
gesetz nicht vereinbar (Az.: S 6 P 
166/13). Dies berichtete der Bundes-
verband Ambulante Dienste und 
Stationäre Einrichtungen (bad) 
mit Sitz in Essen. Hintergrund der 
Auseinandersetzung war die Klage 
einer pflegebedürftigen Frau, die 
in einem gemeinsamen Haushalt 
mit ihrem Ehemann, zwei Söhnen, 
einer Schwiegertochter und drei 
erwachsenen Enkeln lebt. Ihr Ehe-
mann und einer ihrer Söhne sind 
ebenfalls erheblich pflegebedürftig 
und beziehen Leistungen der häus-
lichen Pflege. 

Wie es bei Wohngemeinschaf-
ten üblich ist, beantragte die Klä-
gerin einen pauschalen Wohngrup-
penzuschlag in Höhe von 200 Euro. 
Den aber lehnte die AOK Nordwest 
mit Hinweis auf die verwandt-
schaftliche Beziehung ab. Der GKV-
Spitzenverband habe in einem 
Rundbrief seine Rechtsauffassung 
zum Ausdruck gebracht, dass der 
Wohngruppenzuschlag Versicher-
ten allein deshalb verwehrt werden 
müsse, wenn die zusammenleben-
den Personen Familienangehörige 
sind. Denn bei einer Familie würde 
es sich nicht um ein „gemeinschaft-
liches Wohnen [...] mit dem Zweck 
der gemeinschaftlich organisierten 

pflegerischen Versorgung“ handeln, 
begründete die Kasse.

Rechtsanwältin Andrea Kapp, 
Bundesgeschäftsführerin des bad, 
sieht sich durch die erfolgreiche 
Klage der betroffenen Pflegebedürf-
tigen in ihrer Rechtsauffassung be-
stätigt: „Eine Wohngruppe im Sinne 
des § 38a SGB XI besteht dann, wenn 
regelmäßig mindestens drei Pfle-
gebedürftige in der Wohngruppe 
zusammenleben. Dabei muss jeder 
Pflegebedürftige pflegebedürftig im 
Sinne des SGB XI, also mindestens 
in die Pflegestufe I, eingestuft sein. 
Weitere Voraussetzungen sind nicht 
normiert. Einen Familienverbund 
als Grund für die Verweigerung von 
Pflegeversicherungsleistungen zu 
nehmen, ist aus unserer Sicht abwe-
gig“, sagt sie. 

Der Wohngruppenzuschlag sol-
le pflegebedürftigen Menschen, die 
zusammen wohnen, den Einkauf 
von organisatorischer, verwalten-
der und pflegerischer Hilfe ermög-
lichen. Kapp: „Diesem Bedarf nach-
zukommen, ist bei Familien ebenso 
erforderlich wie bei einer nichtfa-
miliären Gruppe.“ Dies sahen die 
Richter am Sozialgericht Münster 
ebenfalls so und gaben der Klägerin 
in allen Punkten Recht.

Kapp: „Der GKV-Spitzenverband 
ist aus unserer Sicht nun in der 
Pflicht, seine Empfehlungen zu korri-
gieren. Er hat insbesondere unmiss-
verständlich klarzustellen, dass alle 
gesetzlichen Pflegekassen von einer 
generellen Schlechterstellung von Fa-
milien beim Wohngruppenzuschlag 
Abstand zu nehmen haben.“ � (ck)

Höhere Pflegeleistungen

Kritik am Plan der 
Bundesregierung
Düsseldorf // Die nordrhein-west-
fälische Staatssekretärin für Pflege 
und Alter, Martina Hoffmann-Bada-
che (Die Grünen), kritisiert die Pläne 
der Bundesregierung, die Leistun-
gen in der Pflege pauschal um vier 
Prozent zu erhöhen. „Mit der Ankün-
digung, die Pflegekassenleistungen 
für ambulante und stationäre Leis-
tungen gleichermaßen um vier Pro-
zent zu steigern, fließt vor allem in 
die stationäre Pflege mehr Geld – die 
Schere zwischen ambulanter und 
stationärer Finanzierung geht da-
mit noch weiter auseinander“, sagte 
sie. Das gehe an den Wünschen der 
meisten Menschen vorbei, die so 
lange wie möglich Zuhause gepflegt 
werden wollen und dafür mehr fi-
nanzielle Unterstützung dringend 
benötigten. Nötig sei daher der Vor-
rang für den Auf- und Ausbau einer 
ambulanten Infrastruktur.

Allerdings: Die Anhebung der 
Leistungssätze geht auf das im 
Jahr 2008 in Kraft getretene Pflege-
Weiterentwicklungsgesetz (PNG) 
zurück. Darin wurde erstmals fest-
geschrieben, dass die Leistungen der 
Pflegeversicherung, ambulant wie 
stationär, der allgemeinen Preis-
entwicklung angeglichen werden 
müssten. „Die Bundesregierung 
prüft alle drei Jahre, erstmals im Jah-
re 2014, Notwendigkeit und Höhe ei-
ner Anpassung der Leistungen der 
Pflegeversicherung“, heißt es wört-
lich im § 30 SGB XI. � (sts)
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// Auch wenn die 
Entscheidung einen 
Fall der Eingliede-
rungshilfe betraf, ist 
sie auf vergleichbare 
Konstellationen der 
ambulanten Pflege 
übertragbar //
 
HENNING SAUER 


